
3. Kapitel:
Marktregulierung (§§ 9–43 TKG)

A. Einleitung

1Der Begriff der Marktregulierung verleitet zu der Annahme, es gehe
hierbei um ein klar umrissenes juristisches oder �konomisches Kon-
zept. Der Begriff dient im TKG allerdings in erster Linie dazu, die Ein-
griffsbefugnisse der Bundesnetzagentur terminologisch zusammenzu-
fassen, die im zweiten Gesetzesteil enthalten sind. Das kommt auch
deutlich darin zum Ausdruck, dass der Begriff die amtliche �berschrift
dieses Gesetzesteils bildet und in § 9 Abs. 1 TKG auf Maßnahmen nach
den Vorschriften dieses Teils hinweist. Marktregulierung im Sinne einer
allgemeinen Bezeichnung von steuernden Eingriffen des Staates in
Marktprozesse zur Erreichung bestimmter Zielsetzungen w�re gegen-
st�ndlich erheblich weiter gefasst. Auch die Universaldienstvorschrif-
ten1 und zumindest manche Vorgaben f�r den Kundenschutz2 w�ren
Marktregulierung in einem solchen (weitere) Sinne. Im Folgenden geht
es indes ausschließlich um die Marktregulierung nach den Vorschriften
des zweiten Gesetzesteils.

2Die Gliederung des zweiten Gesetzesteils vermittelt den Eindruck eines
in sich stimmigen Systems: Regelungen �ber das Verfahren der Markt-
regulierung im ersten Abschnitt folgen die Bestimmungen �ber die Zu-
gangsregulierung im zweiten und die Vorschriften zur Entgeltregulie-
rung im dritten Abschnitt. Der vierte Abschnitt enth�lt dann sonstige
Verpflichtungen und im f�nften Abschnitt ist eine besondere Miss-
brauchsaufsicht ausgestaltet. H�lt man sich ausschließlich diese Gliede-
rung vor Augen, ergibt sich eine vermeintlich klare Struktur: Zun�chst
wird allgemein das Verfahren vorgegeben, in dem die Bundesnetzagen-
tur Maßnahmen der Marktregulierung trifft. Diese Maßnahmen werden
dann weiter ausgestaltet, wobei nach dem jeweiligen Regulierungsge-
genstand (Zugang, Entgelte, sonstige Verpflichtungen) unterschieden
wird. Abgeschlossen wird das Instrumentarium der Marktregulierung
dann durch eine sektorspezifische Auspr�gung der wettbewerbsrechtli-
chen Missbrauchsaufsicht.
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1 Siehe hierzu unten, 7. Kapitel, Rn. 12ff. (S. 460ff.) (unter C.).
2 Siehe hierzu unten, 6. Kapitel (S. 419ff.).



3 Dieser Eindruck tr�gt jedoch. Das Verfahren der Marktregulierung, das
im ersten Abschnitt ausgestaltet ist, setzt den Rahmen, in dem die Bun-
desnetzagentur solchen Unternehmen, die �ber eine besonders starke
Marktposition verf�gen, spezifische Verpflichtungen auferlegen kann.
Den Verpflichtungen aus §§ 16 und 17 TKG unterliegen demgegen�ber
Betreiber �ffentlicher Telekommunikationsnetze unabh�ngig von ihrer
Marktposition und bereits von Gesetzes wegen. Sie bilden somit einen
allgemeinen Regulierungsrahmen in Bezug auf Betreiber �ffentlicher
Telekommunikationsnetze. Diese Vorschriften sollen daher im Folgen-
den zun�chst erl�utert werden. Dar�ber hinaus stehen aber auch zwei
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Abbildung 11: Systematik des Gesetzesteils zur Marktregulierung



weitere Bestimmungen des zweiten Gesetzesteils außerhalb des Verfah-
rens der Marktregulierung. Das betrifft zum einen § 18 TKG, der sich
auf solche Betreiber �ffentlicher Telekommunikationsnetze bezieht, die
den Zugang zu Endnutzern kontrollieren. § 18 TKG wird von § 9
Abs. 3 TKG explizit aus dem Verfahren der Marktregulierung ausge-
nommen. Aber auch die in einem fortgeschrittenen Stadium des Gesetz-
gebungsverfahrens mit der TKG-Novelle 2012 in das Gesetz aufgenom-
mene Regelung zur Netzneutralit�t in § 41a TKG ist nicht in das Ver-
fahren der Marktregulierung eingebunden und als regulatorische Ant-
wort auf ein spezielles Wettbewerbsproblem konzipiert. Diese beiden
Vorschriften werden daher nach dem Verfahren der Marktregulierung
und den dort vorgesehenen Regulierungsmaßnahmen am Ende des vor-
liegenden Kapitels n�her beleuchtet.

B. Allgemeiner Regulierungsrahmen
(§§ 16, 17 TKG)

4Der Telekommunikationsbereich ist seit der vollst�ndigen Liberalisie-
rung grunds�tzlich ein Wirtschaftssektor wie jeder andere auch. Das be-
deutet zum einen, dass die Aufnahme, �nderung und Beendigung einer
gewerblichen T�tigkeit als Betreiber von �ffentlichen Telekommunika-
tionsnetzen und als Anbieter �ffentlich zug�nglicher Telekommunika-
tionsdienste als solche keiner gesonderten Erlaubnis bedarf.3 Zum ande-
ren kann damit im rechtlichen Ausgangspunkt auch jeder privatauto-
nom entscheiden, ob, mit wem und zu welchen Bedingungen er einen
Vertrag abschließen m�chte. Im Telekommunikationsbereich kommt
den Netzen4 als der grundlegenden Infrastruktur dieses Sektors aller-
dings eine zentrale Bedeutung f�r die wirtschaftliche Bet�tigung ande-
rer Anbieter, f�r den Wettbewerb und f�r die Kommunikations- und
Wahlm�glichkeiten der Verbraucher zu. Hieraus ergibt sich ein erhebli-
ches �ffentliches Interesse an einer Zusammenschaltung der Telekom-
munikationsnetze, also an ihrer Verbindung zur Erm�glichung einer
netz�bergreifenden Kommunikation.5
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3 Es besteht allerdings eine Meldepflicht gegen�ber der Bundesnetzagentur (§ 5 Abs. 1
TKG).

4 Zu Telekommunikationsnetzen siehe oben, 1. Kapitel, Rn. 13ff. (S. 6) (unter B. I.).
5 Siehe zur Zusammenschaltung bereits oben, 1. Kapitel, Rn. 21ff. (S. 9f.) (unter B. I. 4.).



I. Verpflichtung zur Unterbreitung eines
Zusammenschaltungsangebots (§ 16 TKG)

5 § 16 TKG �berformt deshalb die Privatautonomie der Betreiber �ffent-
licher Telekommunikationsnetze. Sie sind danach verpflichtet, anderen
Betreibern auf Verlangen ein Angebot auf Zusammenschaltung zu un-
terbreiten.

6 Es entspricht verbreiteter Meinung, dass ein Angebot i.S.v. § 16 TKG
noch nicht alle wesentlichen Bestandteile eines Zusammenschaltungs-
vertrags i.S.v. §§ 145ff. BGB enthalten muss.6 Es soll danach also nicht
erforderlich sein, dass der andere Betreiber allein durch die Annahme
dieses Angebots einen Vertragsschluss herbeif�hren kann. Faktisch
wird § 16 TKG damit auf eine qualifizierte Verhandlungsverpflichtung
reduziert. Mit der Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift ist das nur
schwer in Einklang zu bringen.7 Es bedarf daher noch der abschließen-
den Kl�rung, ob sich aus § 16 TKG nicht doch die Verpflichtung ergibt,
ein annahmef�higes Angebot zum Abschluss einer Zusammenschal-
tungsvereinbarung (zu Treu und Glauben entsprechenden Bedingun-
gen8) abzugeben.9 In der Praxis spielt die Vorschrift bislang – m�gli-
cherweise auch aufgrund der geschilderten Unklarheiten – eine nur sehr
untergeordnete Rolle.
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6 H�lscher, in: Scheurle/Mayen, TKG, 2. A., 2008, § 16 Rn. 37f.; Nolte, in: S�cker, TKG,
3. A., 2013, § 16 Rn. 28.

7 Siehe die Stellungnahme des Bundesrates, BT-Drs. 15/2316, 109, 111 (Nr. 12 [zu § 16 Satz
2 – neu –]) („Vorlage eines konkreten Angebotes“); Gegen�ußerung der Bundesregierung,
BT-Drs. 15/2345, 2 (zu Nr. 12 [§ 16 Satz 2 – neu –]) („Abgabe eines Angebotes, das ange-
nommen werden kann“).

8 Siehe den zweiten Satz in Erw�gungsgrund 5 der Zugangsrichtlinie; a.A. wohl Geppert/At-
tendorn, in: Beck’scher TKG-Kommentar, 4. A., 2013, § 16 Rn. 67ff.

9 In diese Richtung grunds�tzlich auch Geppert/Attendorn, in: Beck’scher TKG-Kommentar,
4. A., 2013, § 16 Rn. 64ff., die allerdings eine Verweigerung der Angebotsannahme f�r
m�glich halten. Zur�ckhaltend zur richtlinienrechtlichen Grundlage des Art. 4 Abs. 1 der
Zugangsrichtlinie allerdings der EuGH, NVwZ 2010, 307, 308 Rn. 36 (Urt. v. 12.11.2009 –
Rs. C-192/08) – TeliaSonera Finland Oyj, wenngleich dort nur eine Verpflichtung zum Ab-
schluss eines Zusammenschaltungsvertrages, nicht aber zur Abgabe eines annahmef�higen
Angebots verneint wird.



II. Vertraulichkeit von Informationen
(§ 17 TKG)

7Der allgemeine Rahmen f�r Verhandlungen �ber den Abschluss von
Zugangs- und Zusammenschaltungsvertr�gen wird durch § 17 TKG
komplettiert. Diese Vorschrift gew�hrt einen spezifischen Schutz im
Zusammenhang mit entsprechenden Vertragsverhandlungen und -ver-
einbarungen. Dieser Schutz gilt f�r Informationen, die im Zusammen-
hang mit der Anbahnung, dem Abschluss und der Abwicklung10 von
Verhandlungen und Vereinbarungen �ber Zug�nge oder Zusammen-
schaltungen gewonnen werden. Solche Informationen d�rfen nach § 17
S. 1 TKG nur f�r die Zwecke verwendet werden, f�r die sie bereitge-
stellt wurden. Ausgeschlossen ist es damit z.B., derartige Informatio-
nen zur Kundenr�ckgewinnung insbesondere von dem fr�heren Ver-
tragspartner zu verwenden.11

8Dar�ber hinaus verbietet § 17 S. 2 TKG die Weitergabe von Informatio-
nen an Dritte, die hieraus Wettbewerbsvorteile ziehen k�nnten. Die Vor-
schrift nennt neben Gesch�ftspartnern der an Vertragsverhandlungen
beteiligten Unternehmen insbesondere auch Tochtergesellschaften und
sogar andere Abteilungen der beteiligten Unternehmen selbst. § 17 S. 2
TKG ist damit nicht auf die externe Weitergabe (an andere nat�rliche
oder juristische Personen) beschr�nkt. Vielmehr verbietet die Vorschrift
bei m�glichen Wettbewerbsvorteilen auch die interne Weitergabe au-
ßerhalb des konkret beteiligten Gesch�ftsbereichs. Ein Verstoß gegen
§ 17 S. 2 TKG ist nicht nur eine Ordnungswidrigkeit nach § 149 Abs. 1
Nr. 3 TKG. Aus ihm k�nnen sich dar�ber hinaus u.a. Schadensersatzan-
spr�che nach § 823 Abs. 2 BGB sowie § 44 Abs. 1 S. 4 TKG ergeben.

9Die in § 17 TKG statuierten Vertraulichkeitsverpflichtungen k�nnen ei-
nerseits als Kompensation f�r die (zumindest niederschwellige) Be-
schr�nkung der Vertragsfreiheit verstanden werden, die sich aus § 16
TKG f�r Betreiber �ffentlicher Telekommunikationsnetze ergibt. § 17
TKG kann andererseits aber auch als weiteres Instrument gesehen wer-
den, das – wie § 16 TKG – dazu dient, die Zusammenschaltung von Net-
zen und dar�ber hinausgehend auch den Zugang zu Netzen zu f�rdern.
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10 Siehe zu dieser Pr�zisierung des ungenauen Gesetzeswortlautes („vor, bei oder nach“) die
Begr�ndung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 17/5707, 43, 58 (zu Nr. 13
[§ 17]).

11 Begr�ndung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 17/5707, 43, 58 (zu Nr. 13
[§ 17]).



Den beteiligten Unternehmen12 wird n�mlich ein spezifischer Schutz f�r
solche Informationen einger�umt, die sie bei der Gelegenheit entspre-
chender Verhandlungen und Vereinbarungen offenbaren. Das kann die
Bereitschaft erh�hen, in solche Verhandlungen einzutreten und Zu-
gangs- bzw. Zusammenschaltungsvereinbarungen abzuschließen.

C. Verfahren der marktmachtabh�ngigen
Marktregulierung

Fall 1

10 Die Bundesnetzagentur f�hrte ein Marktdefinitions- und Marktanalysever-
fahren im Bereich der „Abschluss-Segmente von Mietleitungen“ durch, die
in Nr. 6 im Anhang der geltenden M�rkteempfehlung der Kommission ge-
nannt werden. Sie kam dabei zu dem Schluss, dass hier ein sachlich relevan-
ter Markt f�r Mietleitungen bis 2 Megabit pro Sekunde (MBit/s) und ein
sachlich relevanter Markt f�r Mietleitungen �ber 2 MBit/s bestehe. Sie ver-
wies hierzu u.a. auf eine von der Kommission mit Erlass der M�rkteempfeh-
lung ver�ffentlichte Erl�uterung („Explanatory Memorandum“), in der von
einer bandbreitenabh�ngigen Aufgliederung der M�rkte f�r Abschlussseg-
mente ausgegangen wird. Den Entwurf f�r eine entsprechende Marktdefini-
tion und -analyse notifizierte sie zum Zwecke der Konsolidierung bei der
Kommission, dem GEREK und den Regulierungsbeh�rden der anderen EU-
Mitgliedstaaten. Vor Ablauf eines Monats erkl�rte die Kommission, sie habe
ernstliche Zweifel an der Vereinbarkeit des Entwurfs mit EU-Recht, da in al-
ler Regel von einem einheitlichen Mietleitungsmarkt auszugehen sei. Dar-
aufhin zog die Bundesnetzagentur ihren Entwurf zur�ck und passte ihn an
die diesbez�gliche Stellungnahme der Kommission an. Zur Begr�ndung
f�hrte sie aus, die von ihr festgestellten Marktgegebenheiten seien nicht von
derartigem Gewicht, dass sie das von der Kommission formulierte Regel-
Ausnahme-Verh�ltnis �berwinden k�nnten. Auf Grundlage der dann ord-
nungsgem�ß konsultierten und konsolidierten Marktdefinition und -analyse
erlegte die Bundesnetzagentur der D AG, die sie als Unternehmen mit be-
tr�chtlicher Marktmacht auf dem regulierungsbed�rftigen einheitlichen
Markt f�r Abschlusssegmente von Mietleitungen qualifiziert hatte, verschie-
dene Regulierungsverpflichtungen auf. Hiergegen richtet sich die D AG mit
ihrer Anfechtungsklage. Wird sie Erfolg haben?
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12 Wie sich aus Art. 4 Abs. 3 der Zugangsrichtlinie ergibt, dessen Umsetzung § 17 TKG dient,
umfasst die Vorschrift sowohl Informationen, die von den Netzbetreibern ihren Vertrags-
partnern offenbart wurden, als auch die Informationen, die den Netzbetreibern von ihren
Vertragspartnern offenbart wurden, siehe �berzeugend Geppert/Attendorn, in: Beck’scher
TKG-Kommentar, 4. A., 2013, § 17 Rn. 9; Mozek, in: S�cker, TKG, 3. A., 2013, § 17
Rn. 8f.



Fall 2

11Nach Durchf�hrung eines ordnungsgem�ßen Marktdefinitions- und Markt-
analyseverfahrens stufte die Bundesnetzagentur die vier Mobilfunknetzbe-
treiber D1, D2, E1 und E2 jeweils als Unternehmen mit betr�chtlicher Markt-
macht auf den M�rkten f�r die Anrufzustellung in das betreffende Mobil-
funknetz ein. In der Folge stellte die Bundesnetzagentur den Entwurf f�r eine
Regulierungsverf�gung gegen den Betreiber D1 zur nationalen Konsultation.
Diesen Entwurf bezeichnete sie als „Musterentwurf“ und wies darauf hin,
dass die f�r die anderen drei Betreiber vorgesehenen Beschlusskonzepte „im
Wesentlichen identisch“ seien. Nachdem das Regulierungsverfahren im
�brigen ordnungsgem�ß abgeschlossen worden war, erließ die Bundesnetz-
agentur gegen�ber den vier Betreibern jeweils eigenst�ndige, inhaltlich aber
im Wesentlichen gleichlautende Regulierungsverf�gungen, in denen sie
ihnen dieselben Vorabverpflichtungen auferlegte. Mit der Klage gegen die
an ihn gerichtete Verf�gung macht der Betreiber E1 geltend, dass die nach
§ 13 Abs. 1 S. 1, § 12 Abs. 1 TKG erforderliche Anh�rung zu einem adressa-
tenbezogenen, mit individuellen Gr�nden versehenen Entwurf unterblieben
sei. Zu Recht?

Fall 3

12Die D AG betreibt ein bundesweites Telekommunikationsnetz. Die Bundes-
netzagentur stufte die D AG nach Durchf�hrung eines ordnungsgem�ßen
Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahrens als Unternehmen mit be-
tr�chtlicher Marktmacht auf einem regulierungsbed�rftigen Markt f�r den
Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung ein. Auf dieser Grundlage erließ sie
– ebenfalls unter Einhaltung aller formellen Vorgaben – eine Regulierungs-
verf�gung, in der sie der D AG diverse Regulierungsverpflichtungen nach
§§ 19ff. TKG auferlegte. Der w�hrend des Verfahrens von dem Branchen-
verband V erhobenen Forderung, der D AG auch eine Transparenzverpflich-
tung gem�ß § 20 TKG aufzuerlegen und sie nach § 21 Abs. 2 Nr. 6 TKG zu
verpflichten, Kooperationsm�glichkeiten zwischen zugangsberechtigten
Unternehmen zuzulassen, kam die Bundesnetzagentur demgegen�ber nicht
nach. Das Unternehmen A, das ein alternatives Festnetz betreibt und sich im
Verwaltungsverfahren selbst nicht ge�ußert hat, aber dem Verband V ange-
h�rt, begehrt im Klagewege, der D AG diese beiden Verpflichtungen aufzu-
erlegen. Mit Erfolg?

13Trotz dieser (behutsamen) �berformung durch �ffentlich-rechtliche
Verpflichtungen im Zusammenhang mit Vertragsverhandlungen und
Vereinbarungen erlauben es die Besonderheiten des Telekommunika-
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tionssektors (jedenfalls derzeit) nicht, diesen Wirtschaftsbereich dem
(ansonsten) freien Spiel von Angebot und Nachfrage zu �berlassen:
Technische und sich hieraus ergebende �konomische Restriktionen
(Skalen-, Verbund- und Dichtevorteile) beg�nstigen z.T. monopolisti-
sche Angebotsstrukturen.13 Vertikale Integration setzt Anreize zur Be-
nachteiligung externer Nachfrager.14 Und aufgrund der historischen
Entwicklung verf�gt (nach wie vor) die Deutsche Telekom als Nachfol-
geunternehmen des ehemaligen Staatsmonopolanbieters �ber erheb-
liche Wettbewerbsvorteile, die sie nicht im Wettbewerb erzielen musste.
Wettbewerbliche Mechanismen konnten und k�nnen daher in manchen
Bereichen des Telekommunikationssektors (noch) nicht hinreichend
greifen, so dass es staatlicher Vorgaben bedarf, um die bestehenden
Wettbewerbshindernisse zu kompensieren. Zugleich handelt es sich um
einen technisch und wirtschaftlich sehr dynamischen Sektor, in dem
bislang bestehende Wettbewerbsprobleme aufgrund neuer Entwicklun-
gen in verh�ltnism�ßig kurzer Zeit obsolet, zugleich aber neue Wettbe-
werbshindernisse erkennbar werden k�nnen.

14 Der Richtliniengesetzgeber – und ihm folgend das TKG – hat es vor
diesem Hintergrund zwar f�r erforderlich erachtet, sektorspezifische
Regulierungsinstrumente vorzuhalten, mit denen auf bestehende Wett-
bewerbshindernisse effizient reagiert werden kann. Hierdurch sollen
die Voraussetzungen f�r die Herstellung wettbewerblicher Verh�ltnisse
in denjenigen Bereichen der Telekommunikation geschaffen werden, in
denen sie bislang nicht bestehen.15 Der Richtliniengesetzgeber – und
mit ihm das TKG – hat aber zugleich davon abgesehen, selbst festzule-
gen, wann diese Instrumente in welcher Ausgestaltung zur Anwendung
kommen. Stattdessen etabliert das Telekommunikationsrecht ein kom-
plexes Regulierungsverfahren. In diesem identifiziert die Bundesnetz-
agentur als ausf�hrende Beh�rde zum einen den regulierungsbed�rfti-
gen Marktbereich,16 bestimmt also �ber das „Ob“ bzw. „Wo“ der Regu-
lierung. Zum anderen trifft sie auch eine Auswahl der in Betracht kom-
menden Regulierungsinstrumente, mit der m�glichst punktgenau auf
das konkrete Wettbewerbsproblem reagiert werden kann, entscheidet
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13 Siehe hierzu ausf�hrlichen oben, 1. Kapitel, Rn. 71ff. (S. 34ff.) (unter C. II. 1.-4).
14 Siehe hierzu ausf�hrlichen oben, 1. Kapitel, Rn. 84ff. (S. 38f.) (unter C. II. 5.).
15 BVerwG, N&R 2009, 130, 131 Rn. 19 (Urt. v. 28.1.2009 – Az. 6 C 39.07) – Markt Nr. 12/

IP-Bitstrom (2003).
16 Das BVerwG spricht insoweit von einer „vom Gesetzgeber �bertragene[n] quasi-gesetzli-

che[n] Aufgabe, die auf den Erlass einer abstrakt-generellen Regelung zielt“, siehe
BVerwGE 130, 39, 44f. Rn. 19 (Urt. v. 28.11.2007 – Az. 6 C 42.06) (= N&R 2008, 87, 89) –
Markt Nr. 11 (2003).



also auch �ber das „Wie“ der Regulierung. Aufgreifkriterium dieser
spezifischen Marktregulierung ist die Marktmacht eines Anbieters.
Man kann daher auch von marktmachtabh�ngiger Marktregulierung
sprechen. Sie bildet den inhaltlichen Schwerpunkt des zweiten Geset-
zesteils.

I. �bersicht
15Der flexible Regulierungsansatz des Gesetzes f�hrt dazu, dass Regulie-

rungsentscheidungen auf einem gestuften Verfahren beruhen. § 9 TKG
kodifiziert die grundlegende Struktur dieses Verfahrens und bewirkt so-
mit zugleich eine formelle und materielle Verklammerung der nachfol-
genden Vorschriften �ber das Verfahren der (marktmachtabh�ngigen)
Marktregulierung.

16In einem ersten Schritt dieses Verfahrens werden diejenigen Bereiche
des Telekommunikationssektors identifiziert, auf denen Wettbewerbs-
probleme bestehen, welche die Anwendung sektorspezifischer Regulie-
rungsmaßnahmen rechtfertigen k�nnen. Dieser Verfahrensschritt wird
als Marktdefinition bezeichnet. Daran anschließend wird untersucht, ob
auf einem solchen potentiell regulierungsbed�rftigen17 Markt trotz des
festgestellten Wettbewerbsproblems wirksamer Wettbewerb besteht
oder ob ein oder mehrere Unternehmen auf diesem Markt �ber be-
tr�chtliche Marktmacht verf�gen. Diesen zweiten Verfahrensschritt
nennt man Marktanalyse. Ergibt die Marktanalyse, dass auf einem po-
tentiell regulierungsbed�rftigen Markt kein wirksamer Wettbewerb be-
steht, so muss dieser Markt sektorspezifisch reguliert werden.18 Hierzu
sieht das TKG einen (grunds�tzlich abschließenden) Katalog regulatori-
scher Verpflichtungen vor, die dem oder den marktm�chtigen Unterneh-
men auferlegt werden k�nnen. Die Auferlegung solcher Regulierungs-
verpflichtungen erfolgt in einem dritten Verfahrensschritt durch eine
sog. Regulierungsverf�gung. Sie ist das zentrale Regulierungsinstru-
ment und begr�ndet f�r marktm�chtige Unternehmen bestimmte Ver-
haltenspflichten, die dem festgestellten Wettbewerbsproblem entgegen-
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17 Zu dieser Begrifflichkeit BVerwGE 131, 41, 44 Rn. 15 (Urt. v. 2.4.2008 – Az. 6 C 15.07) –
Markt Nr. 16 (2003); BVerwG, Beschl. v. 28.1.2010 – Az. 6 B 50.09, Rn. 6 – Nichtzulas-
sungsbeschwerde Markt Nr. 18 (2003); N&R 2009, 130, 131 Rn. 16 (Urt. v. 28.1.2009 – Az.
6 C 39.07) – Markt Nr. 12/IP-Bitstrom (2003).

18 BVerwGE 130, 39, 48 Rn. 28 (Urt. v. 28.11.2007 – Az. 6 C 42.06) (= N&R 2008, 87, 89f.) –
Markt Nr. 11 (2003).



wirken sollen. Zu guter Letzt sind auch auf der Ebene der Umsetzung
dieser Verpflichtungen spezifische Regulierungsinstrumente vorge-
sehen, die �ber die �blichen M�glichkeiten der Verwaltungsvollstrek-
kung hinausgehen. Man kann insoweit von einer vierten – wenn auch
nachgelagerten – Verfahrensebene sprechen.

17 Diese formale Unterscheidung der einzelnen Verfahrensschritte darf
aber nicht dar�ber hinwegt�uschen, dass sie �berschneidungen aufwei-
sen, eng miteinander verzahnt und aufeinander bezogen sind. So nimmt
insbesondere die Marktdefinition auf das Bestehen einer Tendenz zu
wirksamem Wettbewerb, also auf den Kernbegriff der Marktanalyse,
und auf die Besonderheiten des regulatorischen Instrumentariums ge-
gen�ber dem allgemeinen Wettbewerbsrecht Bezug (§ 10 Abs. 2 S. 1
TKG). Und gerade die zentralen Regulierungsverpflichtungen reagie-
ren einerseits auf das in der Marktdefinition und -analyse identifizierte
Wettbewerbsproblem und sind andererseits auf eine Konkretisierung
auf der Umsetzungsebene angelegt.
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Abbildung 12: Ablauf der Marktregulierung


